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Neues Lokal für den Drachenfels
SIEBENGEBIRGE Betonbau der 70er Jahre weicht Kubus mit großen Glasflächen

VON JENS HÖHNER

Königswinter. Der kleine Drache
mag nicht mehr. Keine Münze
der Welt kann ihn herauslocken
aus seinem Versteck, damit er
wie sooft seine ganz eigene Ver-
sion der Siegfried-Sage zum Bes-
ten gibt. Diesmal aber schweigt
der skurrile Erzählautomat. Doch
wer auf den Drachenfels im Sie-
bengebirge steigt und endlich auf
dem Gipfel angekommen ist, der
erwartet eigentlich Geschichte
und Geschichten.

Andreas Pätz hat zwar viel zu
berichten, doch handeln seine
Geschichten nicht vom Mittelal-
ter, von Siegfried und dem Dra-
chen, sondern von Bausünden,
Betonklötzen und Brecheisen,
die wohl im November ihr zerstö-
rerisches Werk beginnen. Pätz ist
Geschäftsführer der Wirtschafts-
förderung von Königswinter.
Und die Gesellschaft ist Eigentü-
mer des ausladend-klotzigen
Aussichtsplateaus unterhalb der
Bergspitze. „Das war eben da-

mals der Geschmack der Zeit“,
sagt Pätz und pocht auf eine der
vielen grauen, mit Kies durch-
setzten Betonplatten des in den
70er Jahren errichteten Ausflugs-
lokals, dessen Tage längst ge-
zählt sind: Es wird abgebrochen,
schon im Januar 2011 soll der
triste Kastenbau endlich Vergan-
genheit sein.

24 Millionen Euro erhält die
Stadt Königswinter aus dem
Strukturprogramm „Regiona-
le 2010“. 8,2 Millionen Euro da-
von sollen den Drachenfels schö-
ner machen, weitere 1,1 Millio-
nen Euro fließen aus privaten
Mitteln. Eine leichte Aufgabe
wird die Sanierung nicht, denn
schließlich ist es in einem Natur-
schutzgebiet wie dem Siebenge-
birge verboten, einen solchen Be-
tonklotz einfach in die Luft zu ja-

gen. „Er wird geknackt“, erklärt
Pätz und meint damit ein Ab-
bruchverfahren, bei dem kaum
Staub entsteht.

Im Herbst 2011 soll dann schon
der Neubau eröffnen. Hell soll
der sein, lichtdurchflutet und
quadratisch. Und eine besondere

Herausforderung, wie Architekt
Tore Pape (37) von „Pool 2
Architekten“ aus Kassel erklärt.
„Wir wollen den optimalen Aus-
blick in die Natur ringsherum er-
möglichen.“ Das unterste Ge-
schoss des heutigen Ausflugs-
„Bunkers“ mit dem Kiosk und
die Terrasse bleiben erhalten,
doch sollen sie kaum mehr wie-
dererkennbar sein, wenn der etwa
250 Quadratmeter große Kubus
mit den großen Glasflächen erst
mal steht. 

385 000 Gäste jährlich

„Zurzeit arbeiten wir an deren
Oberfläche“, verrät Pape. Das
Glas soll nämlich eine Struktur
erhalten, die Vögel davon abhält,
gegen die Fensterscheiben zu
fliegen – auch das ist Natur-
schutz. Den Zuschlag für das Pro-
jekt hat Papes Firma bei einem
Wettbewerb erhalten. „Mich hat
diese Aufgabe gereizt, weil ich
den Drachenfels aus Kindertagen
bestens kenne. Die derzeitige Si-
tuation dort oben hat mich echt
geschockt.“

Der an das Ausflugslokal an-
grenzende Bau aus den 1930er
Jahren, der früher einmal ein Ho-
tel beherbergte, bleibt erhalten.
Das Gemäuer steht unter Denk-
malschutz und soll später als Ta-
gungsstätte dienen. Überhaupt
nutzt die Stadt Königswinter die
Förderung der „Regiona-
le 2010“, um für Touristen wie-
der attraktiver zu werden.

Hatte der Drachenfels lange
Zeit als der meistbestiegene Berg
Europas gegolten, so musste die-
se Annahme nun drastisch korri-
giert werden. Wirtschaftsförde-
rer Andreas Pätz: „Wir waren im-
mer von einer Million Gäste aus-
gegangen, tatsächlich sind es nur
385 000 jährlich.“

2009 waren die Wanderer und
Spaziergänger zum ersten Mal
gezählt worden. Im Oktober soll
eine Abbruch-Party eine neue
Epoche auf dem Wahrzeichen
einläuten. Und dann ist ganz si-
cher auch der kleine Automaten-
Drache in Plauderlaune, wenn
man eine Münze einwirft.
www.ksta.de/rsa-bilder

„Alle müssen auf dem Teppich bleiben“
Der neue SPD-Fraktionschef setzt darauf, die Opposition bei rot-grünen Gesetzesvorhaben einbinden zu können

Herr Römer, die Linkspartei in
NRW erhebt den Anspruch, bei al-
len wichtigen Entscheidungen im
Parlament eingebunden zu wer-
den. Was wollen Sie dem entge-
gensetzen? 
NORBERT RÖMER: Die rot-grünen
Regierungsfraktionen werden
wie angekündigt ihre Gesetzes-
vorhaben einbringen. Im Geset-
zesverfahren wird es Anhörun-
gen mit den Betroffenen geben,
denen sich nach eigenen Anga-
ben ja auch die Linkspartei ver-
pflichtet fühlt – also beispiels-
weise Lehrerinnen und Lehrer,
Studierendenvertretungen, El-
ternverbände und Erzieherinnen
und Erzieher. Das werden Anhö-
rungen sein, die diesen Namen
auch verdienen. Aus der Praxis
werden dann viele gute Hinweise
kommen. Im Gegensatz zur Vor-
gängerregierung werden die Vor-
schläge der Betroffenen auch
ernst genommen und berücksich-
tigt. Und dann bin ich einmal ge-
spannt, ob sich die anderen Frak-
tionen, also auch die Linkspartei,
diesen Gesetzen ernsthaft ver-

weigern können. Ich glaube das
nicht. Es wird einen großen ge-
sellschaftlichen Konsens etwa
bei der Abschaffung der Studien-
gebühren, dem Personalvertre-
tungsgesetz oder dem Kinderbil-
dungsgesetz geben. 

Von Konsens war nicht viel zu
spüren, als die Linkspartei ver-
gangene Woche androhte, mit
CDU und FDP gegen ihren An-
trag zu den Studiengebühren zu
stimmen. De facto sind sie doch
auf die Tolerierung durch die Lin-
ken angewiesen? 
RÖMER: Nein. Bei diesem Antrag
ging es nur darum, die Landesre-
gierung mit der Gesetzgebung zu
beauftragen. Das Ministerium
wird jetzt einen Gesetzentwurf
vorbereiten und dem Landtag
vorlegen. Und wenn die Finan-
zierung gesichert ist, werden sich
nicht alle Oppositionsfraktionen
dem Gesetz verschließen kön-
nen. 

Die Drohungen der Linken vom
Wochenende hörten sich jedoch

massiv an. Nichts geht in NRW oh-
ne Beteiligung der Linkspartei,
formuliert die Parteispitze. 
RÖMER: Warten wir einmal ab.
Alle müssen auf dem Teppich
bleiben. Ich kann mir überhaupt
nicht vorstellen, dass sich die
Linkspartei mit CDU und FDP in
eine Totalblockade begibt. Dann
ist es schnell mit der Linken-
Herrlichkeit vorbei. 

Linken-Fraktionschef Wolfgang
Zimmermann betont, er habe kei-
ne Angst vor Neuwahlen.
RÖMER: Was Neuwahlen angeht,
kann die SPD sehr gelassen sein.
Zudem haben wir bei der Bera-

tung des Kinderbildungsgesetzes
im Landtag gesehen, dass es in
vielen Punkten durchaus frak-
tionsübergreifend Übereinstim-
mung gibt. Wir sollten diese
Chance nutzen. Das macht doch
deutlich, dass die politische
Einladung von uns in der Praxis
angenommen wird. CDU und
FDP müssen zunächst den
Schock der verlorenen Wahl
überwinden. Das meine ich nicht
hämisch: Sie brauchen noch Zeit,
um sich neu zu sortieren. Auch
wir haben diese Zeit nach der
Niederlage vor fünf Jahren ge-
braucht.

Gibt es von Schwarz-Gelb Signa-
le, die Verabschiedung des Haus-
halts nicht zu blockieren? 
RÖMER: Nein, aber dafür ist es
jetzt auch noch zu früh. Eins ist
klar: Die Alternative wären Neu-
wahlen, doch die passen weder
der CDU noch der FDP ins Kon-
zept.

Das Gespräch führte
Heinz Tut t

Der SPD-Fraktionsvorsitzende
Norbert Römer BILD: DPA

Die wuchtig-düstere Konstruktion des Ausflugslokals auf dem Drachen-
fels wird von Oktober an abgerissen . . .

. . . und 2011 durch eine Glaskonstruktion ersetzt, wie dieser Entwurf
zeigt. Links im Bild der Bau aus den 30er Jahren. BILDER, REPRO: HÖHNER

Linke wird
weiter
beobachtet
VERFASSUNGSSCHUTZ

Landtagseinzug der
Partei ohne Bedeutung

Düsseldorf. Auch nach ihrem Ein-
zug in den Landtag wird die Par-
tei Die Linke weiter vom Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-West-
falen beobachtet. Das bestätigte
eine Sprecherin des Landesin-
nenministeriums am Montag in
Düsseldorf. Entscheidend für ei-
ne Beobachtung sei nicht, ob ein
Mitglied der Partei Parlamenta-
rier sei, sondern ob es Anhalts-
punkte für den Verdacht extre-
mistischer Bestrebungen gebe,
sagte die Sprecherin. 

Die Linke ist nach den Land-
tagswahlen im Mai mit elf Abge-
ordneten ins Düsseldorfer Parla-
ment eingezogen. Der Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-West-
falen beobachtet die Linke, weil
er zweifelt, ob die Partei sich
ideologisch, programmatisch
und personell innerhalb der frei-
heitlich demokratischen Grund-
ordnung bewegt. Im aktuellen
Verfassungsschutzbericht heißt
es, extremistische Zusammen-
schlüsse seien ein wichtiger Be-
standteil der Partei. Teile der Lin-
ken arbeiteten auch mit gewalt-
bereiten Autonomen zusammen.

˙̇Ḋie Linke wehrt sich gegen
diese Vorwürfe. Sie sieht sich
nach den Worten ihres Landtags-
fraktionschefs Wolfgang Zim-
mermann als pluralistische Par-
tei, zu der die kommunistische
Plattform ebenso gehöre wie ein
Zusammenschluss von Christen.

Mehrere Abgeordnete der Lin-
ken in NRW haben inzwischen
selbst bei den Behörden ange-
fragt, ob sie vom Verfassungs-
schutz beobachtet werden. (dpa)

Ernst kritisiert Kraft

Der Vorsitzende der Linkspartei,
Klaus Ernst, hat Nordrhein-
Westfalens neuer Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft (SPD)
schlechten Stil vorgeworfen.
Fakt sei, dass Kraft „dank unse-
rer Geschlossenheit und Zuver-
lässigkeit“ Regierungschefin ge-
worden sei, sagte Ernst am
Montag in Berlin. „Höflich erzo-
gene Menschen würden in die-
sem Fall zumindest einmal Dan-
ke sagen“, fügte er hinzu. Der
Linkspartei stattdessen weiter-
hin Fundamentalopposition
oder Unberechenbarkeit vorzu-
halten, sei „mehr als ungezo-
gen“.
Ernst sagte: „Unsere Hand ist
ausgestreckt für eine weitere
Kooperation.“ Die Ministerpräsi-
dentin dürfe die Linke aber bei
künftigen Gesetzesvorhaben
nicht vor vollendete Tatsachen
stellen, sondern müsse sie früh-
zeitig einbeziehen. (ddp)

CDU-VORSITZ

Mittelständler für
Mitgliedervotum
Düsseldorf. Die Mittelstands-
vereinigung (MIT) der CDU in
Nordrhein-Westfalen verlangt
eine Mitgliederbefragung über
den neuen Landeschef. „Die
CDU-NRW muss sich nach ihrer
verheerenden Niederlage bei der
Landtagswahl grundsätzlich neu
aufstellen. Daher kann es nicht
sein, dass die Frage des neuen
Landesvorsitzenden in kleinen
Hinterzimmerzirkeln entschie-
den werden soll“, sagte der Lan-
deschef der Mittelstandsvereini-
gung, Hartmut Schauerte, am
Montag. „Wir fordern daher eine
Mitgliederbefragung, um die
Entscheidung über einen neuen
Landesvorsitzenden auf eine
breite Basis zu stellen“, sagte der
CDU-Politiker weiter.

Die CDU will am 2. Oktober
einen neuen Landeschef wählen.
Offizielle Bewerbungen für die
Nachfolge des nach der Wahlnie-
derlage vom 9. Mai zurückgetre-
tenen Jürgen Rüttgers liegen bis-
lang nicht vor. Für das Amt des
Landesvorsitzenden werden seit
Wochen unter anderem NRW-
CDU-Generalsekretär Andreas
Krautscheid, der frühere Landes-
minister Armin Laschet sowie
Bundesumweltminister Norbert
Röttgen gehandelt.

Die Christdemokraten in
Nordrhein-Westfalen sind mit
rund 160 000 Mitgliedern der
stärkste Landesverband der
CDU. (ddp)

Streit um
Vorstoß für
Bettensteuer
FINANZEN Minister
Borjans will 
Kommunen helfen

Düsseldorf. Finanzminister Nor-
bert Walter-Borjans (SPD) hat
sich für die Einführung einer lan-
desweiten Steuer für Hotel-Über-
nachtungen ausgesprochen. Die
„Bettensteuer“ könnte jährlich
„einen dreistelligen Millionen-
betrag in die kommunalen Kas-
sen“ spülen, sagte Walter-Bor-
jans der „Rheinischen Post“.

Walter-Borjans sagte, er werde
den Kommunen „mehr Freihei-
ten beim Generieren eigener
Steuern“ einräumen. Zudem
sprach sich der Finanzminister
dafür aus, die Einnahmen des
Landes durch die Einstellung von
mindestens 200 zusätzlichen
Steuerprüfern zu verbessern. Die
Stadt Köln erhebe bereits eine
Bettensteuer in Höhe von fünf
Prozent des Übernachtungsprei-
ses. Der Bund der Steuerzahler in
NRW hält eine Bettensteuer für
„unnötig und unzulässig“. FDP-
Fraktionschef Gerhard Papke
sprach von einem „bizarren Vor-
schlag“. (ddp)

LORELEY-RHEINBRÜCKE

Warnung vor Aus
für Weltkulturerbe
Koblenz/Mainz. Vor der 34. Jah-
restagung des Unesco-Welterbe-
Komitees Ende Juli in Brasilien
hat die nichtstaatliche Organisa-
tion für Denkmalpflege, Icomos,
ihr Nein zu einer Rheinbrücke
beim Loreley-Felsen bekräftigt.
„Fähren waren immer ein Teil der
historischen Kulturlandschaft“,
sagte Icomos-Präsident Michael
Petzet am Montag in Koblenz.
Die Organisation, die Gutachter
der Unesco ist, setzt sich für den
Erhalt der Rhein-Fähren ein.
„Wer auf Tourismus im Weltkul-
turerbe setzt, darf nicht für die
Brücke sein“, sagte Petzet. (epd)
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